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1. Einleitende Bemerkungen 

 

Die USA sind außerhalb der Europäischen Union der größte und sohin ein bedeutender 

Handelspartner Österreichs, der hiesige Konjunkturaufschwung lässt zudem einen Anstieg von 

Exporten heimischer Produkte in die USA erwarten. Naturgemäß sind derart wirtschaftliche 

Beziehungen nicht nur von juristischen Fragestellungen begleitet, sondern auch mit rechtlichen 

(Haftungs-) Risiken verbunden: Dem exportorientierten österreichischen Unternehmer 

begegnet in den USA nämlich eine von anderen Grundsätzen getragene Rechtsordnung, welche 

zahlreiche Spezifika einer Zivilgerichtsbarkeit  miteinschließt, die Gefahren birgt, die sich nach 

österreichischem Recht nicht oder zumindest nicht in diesem Ausmaß ergeben würden. 

 

Will beispielsweise ein österreichischer Unternehmer seine Produkte auf dem  

US- amerikanischen Markt etablieren, ist er auf die Errichtung von Vertriebsnetzen oder die 

Gründung von Tochtergesellschaften angewiesen. Die großzügige Jurisdiktionsgewalt  

US- amerikanischer Gerichte kann relativ leicht dazu führen, dass sich ein heimischer 

Unternehmer in einer passivlegitimierten Position vor einem US- amerikanischen Gericht 

wiederfindet. Denn die österreichische (Mutter-) Gesellschaft kann auch dann in den USA 

verklagt werden, wenn sie dort nicht unmittelbar ansässig ist bzw in den USA eine 

Tochtergesellschaft unterhält. Das bloße Untätigbleiben als Reaktion auf eine in den USA 

erhobenen Klage gegen das österreichische Unternehmen kann zu erheblichen Nachteilen 

führen, da eine Gerichtsentscheidung eines US-Gerichts in der Bundesrepublik Österreich, 

sofern eine ausschließliche Gerichtsstandsvereinbarung getroffen wurde, grundsätzlich 

vollstreckt werden kann. Die Zuständigkeit des US-Gerichts ist leicht behauptet und sie zu 

entkräften, kann nicht nur enorme Kostenfolgen nach sich ziehen, sondern auch ein 

langwieriges Unterfangen werden. In McKesson Corporation et al., v. Islamic Republic of Iran, 

No. 07-7113 (D.C. Cir. 8/26/2008) (D.C. Cir., 2008) dauerte die Mühe des Beklagten sogar 
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ganze 26 Jahre, die von einem US-Unternehmen behauptete Zuständigkeit des Gerichts in 

Washington anzufechten. 

Die Inanspruchnahme dieses weiten Zuständigkeitskonzepts scheint regelmäßig, insbesondere  

zur Geltendmachung von Schadenersatzansprüchen auch über beiderseitig 

unternehmensbezogene Geschäfte hinaus, bei Schadensfällen mit US- amerikanischem 

Rechtsbezug ein für den Geschädigten aussichtsreiches Instrumentarium der Rechtsverfolgung 

zur Verfügung zu stellen. So scheint es insbesondere im Rahmen des (rechtlich anerkannten 

und durchaus zulässigen) forum shopping vor allem aus Sicht des Klägers reizvoll, einen 

solchen US- amerikanischen Gerichtsstand anzustreben. Dabei sind die Gründe dafür genauso 

vielfältig wie die Unwägbarkeiten eines Prozesses: 

Die Hoffnung hohe Schadenersatzansprüche zu lukrieren, insbesondere die Aussicht auf 

Strafschadenersatz (,,punitive damages“), bietet hier ebenso einen Anreiz, wie die Zulässigkeit 

von Erfolgshonoraren (,,contigency fee“). Danach kann der Kläger sein Kostenrisiko durch eine 

entsprechende Vereinbarung mit seinem Rechtsanwalt begrenzen, da ein solches 

Erfolgshonorar – im Unterschied zur Zulässigkeit nach dem österreichischen Honorarrecht der 

Rechtsanwälte (§16 ff RAO) – nicht nur ergänzend zum Grundhonorar1, sondern ausschließlich 

vereinbart werden kann. Im Gegensatz zum Quota litis Verbot des  

§ 879 Abs 2 Z 2 ABGB ist auch eine Beteiligung an der zugesprochenen Summe zulässig.  

Das weitgehende Fehlen einer Kostenersatzpflicht (,,american rule“) und die im Vergleich zu 

Österreich geringen Gerichtsgebühren verdeutlichen zudem, weshalb das US- amerikanische 

Zivilverfahrensrecht im Ruf steht, besonders klägerfreundlich ausgestaltet zu sein. Es 

verwundert daher nicht, dass nach vielen neueren 

Unternehmenshaftpflichtversicherungsbedingungen die Prozessführung in den USA nicht 

abgedeckt ist. 

Ist Streitanhängigkeit erst einmal gegeben, ist es den Parteien – und hier vor allem dem Kläger 

–  möglich, vielgestaltig auf Beteiligtenstruktur und Streitgegenstand einzuwirken. Ansprüche 

einer Vielzahl von Geschädigten können mit Hilfe einer Sammelklage  

(,,class action“) gebündelt werden, welche der Sammelklage österreichischer Prägung 

strukturell divergiert.  

Im Unterschied zur ZPO, wo im Sinne deren Schöpfers, Franz Klein, die Position des ,,starken“ 

Richters unter anderem dadurch zum Ausdruck kommt, dass ihm neben der 

                                                           
1 OGH 15.2.1972, 6Ob 240/72. 
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Verhandlungsleitung und dem Amtsbetrieb auch eine Mitwirkung bei der Stoffsammlung durch 

den abgeschwächten Untersuchungsgrundsatz zukommt, ist im US- amerikanischen 

Zivilprozess eine andere Rollenverteilung vorgesehen; Der Beibringungsgrundsatz ist im US- 

amerikanischen Zivilprozess durchgehend verwirklicht und überlässt daher den Parteien die 

Behauptungs- und Beweislast. Dies wird ihnen durch großzügig ausgestaltete Offenlegungs- 

und Informationspflichten ermöglicht. Eine diskretionäre Gewalt des Gerichts, wie wir sie nach 

§ 183 Abs 1 ZPO kennen, ist dort grundsätzlich genauso wenig vorgesehen, wie eine in den  

§§ 183, 371 Abs 1 ZPO normierte amtswegige Beweisaufnahme. Ein eigener, vor der 

mündlichen Verhandlung stattfindender Verfahrensabschnitt dient der näheren Konkretisierung 

der relevanten Tatsachen: die ,,pre-trial discovery“. Diese verpflichtet den Beklagten, dem 

Kläger umfangreiches Beweismaterial zu übergeben. Neben der Herausgabe von Urkunden  

gibt es die Möglichkeit zur Vernehmung von Parteien und Zeugen (,,depositions“) außerhalb 

des Gerichts, die Beantwortung schriftlicher Fragebögen (,,interrogatories“) und den 

Augenschein. Das Verfahren unterliegt der Kontrolle des Gerichts, es besteht weitgehendes 

richterliches Ermessen.  

Befremdlich erscheint aus österreichischer Sicht sicherlich auch die Rolle des Richters und der 

Geschworenengerichtsbarkeit (,,Jury“) im US- amerikanischen Zivilprozess  

(,,adversary system“). Nicht der Richter, sondern die Parteien bestimmen und gestalten den 

Zivilprozess, die Funktion des Richters dient in einem Jury-Verfahren vor allem der Wahrung 

der Einhaltung der Verfahrensvorschriften, um die Jury vor ungerechtfertigter Beeinflussung 

zu schützen. Grundsätzlich wird er dabei nicht von Amts wegen, sondern nur auf Antrag der 

Parteien tätig. Völlig zu Recht spricht man daher von einem von den Parteien gesteuerten 

Verfahren. 

 

2. Forschungsfrage  

 

Wie den unter Punkt 1 überblicksweisen Ausführungen zu entnehmen ist, ist diese grundlegend 

unterschiedliche Struktur der US- amerikanischen Zivilgerichtsbarkeit von zahlreichen 

Spezifika geprägt, die im Fokus einer wissenschaftlichen Auseinandersetzung stehen sollen, 

um diese im Kontext von Schadenersatzverfahren umfassend und tiefgehend zu untersuchen. 

Ziel des dem gegenständlichem Exposé zugrundeliegenden Dissertationsvorhabens ist daher 

eine rechtsvergleichende Beschäftigung mit der Frage, welche Besonderheiten des US-

amerikanischen Zivilverfahrens mit Blick auf die Geltendmachung von Haftungsansprüchen 
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bestehen. Dabei sollen Fragen des transatlantischen Rechtsverkehrs – wie beispielsweise jene 

der internationalen Zuständigkeit der US Gerichte, der Rechtshilfe (Beweisaufnahme) oder der 

internationalen Urteilsvollstreckung – genauso Beachtung geschenkt werden, wie ausgewählten 

Fragen der für Schadenersatzurteile relevanten Besonderheiten des Zivilprozesses.  

 

3. Methode und Forschungsumfang 

 

Am Maßstab einer rechtsvergleichenden Perspektive orientiert, sollen die entsprechenden 

Unterschiede in diesen beiden Rechtssystemen aufgezeigt und aus österreichischer Sicht 

beurteilt werden. Es soll untersucht werden, aus welchen Gründen diese Unterschiede bestehen 

und auf die Abweichungen, die sich aus dem angloamerikanischen Fallrecht (,,case law“) und 

kontinentaleuropäischem Recht ergeben, Bezug genommen werden. Zudem soll versucht 

werden, sinnvolle und realistische Tendenzen einer Angleichung herauszuarbeiten, 

beziehungsweise die Ursachen einer mangelnden Angleichung im Zeitraum der letzten Jahre 

zu untersuchen.  

Die Gegenüberstellung der unterschiedlichen Verfahrensbesonderheiten wird auf ausgewählte 

Aspekte fokussieren, in denen sich die Charakteristika des US-amerikanischen 

Zivilverfahrensrechts vom österreichischen unterscheiden. Schließlich sollen auch einige 

aktuelle Entwicklungen in diesem Gebiet diskutiert und verglichen werden. 

Zur Beantwortung der Forschungsfrage(n) werden die Auslegungsmethoden der juristischen 

Methodenlehre angewandt, insbesondere die Interpretation der relevanten Rechtsnormen. Die 

angewandten Auslegungsmethoden halten sich an den Kernbereich anerkannten Methoden, 

nämlich die wörtliche (sprachliche, grammatische) Auslegung, die systematisch-logische 

Auslegung (mit Blick auf den Inhalt anderer Normen in Verbindung mit den Regeln der Logik 

und der allgemeinen Erfahrung über das menschliche Verhalten), die historische Auslegung 

(nach der „Absicht des Gesetzgebers“), sowie die objektiv-teleologische Auslegung (Suche 

nach der ratio legis). Mit Blick auf die US-amerikanischen Normen wird die ökonomische 

Analyse des Rechts nicht nur bei der Interpretation, sondern  auch bei ihrer Evaluierung 

berücksichtigt, um beurteilen zu können, ob der jeweils vom Gesetzgeber gewünschte Effekt 

erzielt wird. Natürlich wird die vorhandene Judikatur ebenso miteingeschlossen, wie die 

zugänglichen Lehrmeinungen.  
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5. Übersicht über den aktuellen Forschungsstand 

 

Die inhaltliche Ausrichtung des Dissertationsvorhabens gilt einer rechtsvergleichenden 

Gegenüberstellung von US- amerikanischem und österreichischem Zivilprozessrecht in 

Schadenersatzfällen. Daher soll der Forschungsgegenstand darauf gerichtet sein, jene 

Institutionen zu untersuchen, die im Besonderen eine Relevanz für diese Thematik aufweisen. 

Dabei werde diese im Kontext eines chronologisch verlaufenden Zivilprozesses dargestellt, 

sodass diese Spezifika immer in einem Bezugsrahmen eingebettet sind.   

Ausgewählte Fragen des US-amerikanischen Zivilprozessrechts genießen aus 

wissenschaftlicher Sicht in Österreich derzeit nicht gerade eine Themenkonjunktur. So wurden 

sie zuletzt verstärkt anlässlich des tragischen Seilbahnunglücks von Kaprun im Jahre 2000 

bearbeitet. Punktuell erschienen seitdem einige einschlägige Publikationen. Um die Aktualität 

der Dissertation zu wahren, wird daran anknüpfend die neueste Judikatur des Obersten 
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Gerichtshofs als auch jene des US- amerikanischen Supreme Court verfolgt, um diese 

ergänzend zum aktuellen Forschungsstand einzuarbeiten.  

Das österreichische Zivilverfahrensrecht ist natürlich stark von den Europäischen 

Rechtsquellen geprägt. Daher wird auch die einhellige europäische Judikatur Berücksichtigung 

finden. 
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